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38. Geserz: Wiener Abgabenordnung WAO; Änderung. 

38. 

Gesetz vom 30. September 1983, mit dem die 
Wiener Abgabenordnung - W AO geändert 

wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Wiener Abgabenordnung WAO, LGBL 
für Wien Nr. 2111962, in der l'assung der Kund­
machungen LGBI. für Wien Nr. 2/1963 und LGBL 
für Wien Nr. 19/1980 und der Gesetze LGBL für 
Wien Nr. 12/1964, 4/1974 und 28/1978 wird wie 
folgt geändert: 

L § 4 Abs. 2 hat zu lauten: 

,;(2) Personen, die gemeinsam zu einer Abgabe 
heranzuziehen sindi sind ebenfalls Gesamtschuld­
ner; dies gilt insbesondere auch für die Gesellschaf­
ter (Mitglieder) einer nach bürgerlichem Recht 
nicht rechtsfähigen Personenvereinigung (Perso­
nengemeinschaft) hinsichtlich jener Abgaben) für 
die diese Personenvereinigung (Personengemein­
schaft) als solche abgabepflichtig ist." 

2. § l 0 hat zu lauten: 

„§ 10. Die Gesellschafter von als solche abgabe­
pflichtigen und nach bürgerlichem Recht voll oder 
teilweise rechtsfähigen Personenvereinigungen 
ohne eigene RecfltspersönJlchkeit haften persönlich 
für die Abgabenschulden der Personenvereinigung. 
Der Umfang ihrer Haftung richtet sich nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechtes," 

3. § 17 hat zu lauten: 

„§ 17. (1) Bei Gesamtrechtsnachfolge gehen die 
sich aus Abgabenvorschriften. ergebenden Rechte 
und Pflichten des RcchtS\'orgängers auf den 
Rechtsnachfolger über. Für den Umfang der Inan­
spruchnahme des Rechtsnachfolgers gelten die 
Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes. 

(2) Mit der Beendigung von Personenvereinigun­
gen (Personengemeinschaften) ohne eigene Rechts­
persönlicbkeit gehen d'eten sich aus J\bgabenvor­
schriften ergebende Rechte und Pflichten auf die 
zuletzt beteiligt gewesenen Gesellschafter (~itglie­
der) über. Hinsichtlich Art und Umfang der lnan­
sprudmahme der ehemaligen Gese\lsc11aiter \Mit-
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glieder) für Abgabenschulden der Personenvereini­
~ung (Personengemeinschaft) tritt hiedurch keine 
Anderung ein." 

4. Der 3. Abschnitt Teil G mit den §§ 72, 73, '74, 
75) 76 und 77 hat zu lauten: 

„G. Zustellungen 

§ 72. Soweit in diesem Gesetz nicht anderes 
bestimmt jst, sjnd Zustellungen nach dem ZusteH­
gesetz, BGBL Nr. 200/ l 982, vorzunehmen. 

§ 73. Wenn wJchtlge Gründe hiefür vorliegen, 
hat die Abgabenbehörde die schriftlichen Ausferti­
gungen mit Zustellnachweis zuz.ustellen. Bei Vor­
liegen besonders wichtiger Gründe ist die Zustel­
lung zu eigenen Handen des En1pfängers zu bewir­
ken. 

§ 74. (1) Cngeachtet einer Zustellungsbevoll­
mächtigung sind Vorladungen (§ 65) dem Vorgela­
denen zuzustellen. Im Einhebungsverfahren erge­
hende Erledigungen können aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit, insbesondere zur Vereinfachung 
und Beschleunigung des Verfahrens, trotz Vorlie­
gens einer ZusteHungsbevollm;tchtigung "W-irksam 
dem VoBrnacbtgeber unmittelbar zugestellt wer­
den. 

(2) Eine Zustellungsbevollmächtigung ist Abga­
benbehörden gegenüber unwirksam, wenn sie sich 
nicht auf alle dem Vollmachtgeber zugedachten 
Erledigungen erstreckt) die im Zuge eines Verfah­
rens ergehen. 

(3) Wird durch einen Bescheid gemäß§ 232 eine 
Klaglosstellung (§ 33 des Verwaltungsgerichtshof­
gesetzes 1965, BGBL Nr. 2; § 86 des Verfassungs­
gerichtshofgesetzes 1953, BGB!. Nr, 85) bewirkt, 
so gilt insoweit die gegenUber dem Verwaltungs­
oder V' erfassungsgerichtshof wirksame Zustellungs­
bevollmächtigung auch gegenüber der den 
Bescheid erlassenden Abgabenbehörde als erteilt. 

§ 75. (!) Ist eine schriftliche Ausfertigung an 
mehrere Personen gerichtet, die dieselbe abgaben~ 
rechtliche Leistung schulden oder die gemeinsam 
zu einer Abgabe heranzuziehen sind 1 und haben 
diese der . .\bga.benbehörde keinen gemeinsaxnen 
Zustellungsbevollmächtigten bekanntgegeben, so 
gi.\t mit der 2uste\\ung e\ner einzigen A.usfert\gung 
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